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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Abgeänderter Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Verpflichtung 
zum Ankauf von Magermilchpulver im Besitz der Interventionsstellen, 
das zur Verwendung in Futtermitteln bestimmt ist 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarmarktpolitik ^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72^), 
insbesondere auf Artikel 3 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Bestände des von den Interventionsstellen 
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates 
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./76^), 
gekauften Magermilchpulvers sind sehr umfangreich; 
diese verfügbaren Mengen bilden eine wichtige 
Quelle von Eiweiß, das in der Tierfütterung verwen- 
det werden kann. 

Damit dieses Eiweiß in stärkerem Maße zur Fütte- 
rung von Tieren mit Ausnahme der Kälber verwen- 
det wird, empfiehlt es sich, den Ankauf einer be- 
stimmten Menge Magermilchpulver vorzuschreiben, 
das zur Verhütung des Mißbrauchs seines Verwen- 
dungszweckes denaturiert wurde. 

Die Wirksamkeit dieser Maßnahmen kann ge- 
währleistet werden, wenn die Gewährung der in der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom 22. Sep- 
tember 1966 über die gemeinsame Marktorganisa- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 28. April 1970, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S, . . . 


tion für öle und Fette ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1707/73®), in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1900/74 des Rates vom 15. Juli 1974 zur 
Festsetzung von Sondermaßnahmen für Sojaboh- 
nen^), in der Verordnung (EWG) Nr. . . ./76 des 
Rates vom . . . 1976 zur Festsetzung von Sonder- 
maßnahmen für Leinsaat^) und in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1067/74 des Rates vom 30. April 1974 
über die gemeinsame Marktorganisation für künst- 
lich getrocknetes Futter®), geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1420/75^®), vorgesehenen Bei- 
hilfen vom vorherigen Ankauf einer bestimmten 
Menge denaturierten Magermilchpulvers oder von 
der Hinterlegung einer Kaution zur Sicherstellung 
dieses Ankaufs abhängig gemacht wird. 

Es ist angezeigt, die einzuführenden Erzeugnisse 
der gleichen Verpflichtung zu unterwerfen, die durch 
ein Lizenzsystem verbunden mit einer Kaution ge- 
währleistet wird. Um Spekulationen zu vermeiden, 
ist es außerdem angebracht, die Einfuhr verschiede- 
ner Mischfutter dieser Verpflichtung zu unterwer- 
fen. 

Da die Beträge der Kautionen dazu bestimmt sind, 
die Einhaltung der Verpflichtungen zu gewährlei- 
sten, deren finanzielle Auswirkungen der Europäi- 
sche Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft, Abteilung Garantie, zu tragen hat, emp- 
fiehlt es sich, die Beträge der verfallenen Kautionen 
von den Ausgaben abzuziehen, die gemäß der Ver- 
ordnung (EWG) Nr, 729/70 des Rates vom 21. April 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
ß) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 23. Juli 1974, S. 5 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L . . . 
vom . . . S. . . . 

ö) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 1. Mai 1974, S. 1 

^ 1^0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 3. Juni 1975, S. 1 
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1970 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik^^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2788/72 '^), entstehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Es wird eine Verpflichtung zum Ankauf von de- 
naturiertem Magermilchpulver eingeführt, das 
sich im Besitz der Interventionsstellen befindet 
und zur Verwendung in der Fütterung von Tieren 
mit Ausnahme von Kälbern bestimmt ist. 

2. Das gemäß dieser Verordnung verkaufte Mager- 
milchpulver kann nicht Gegenstand der in Arti- 
kel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorge- 
sehenen Beihilfe sein. 

Artikel 2 

Die Gewährung der Beihilfe für 

a) Raps- und Rübsensamen und Sonnenblumenker- 
ne, 

b) Leinsaat und Soja, 

c) die in Artikel 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EWG) Nr. 1067/74 genannten Erzeugnisse 

ist von der Hinterlegung einer Kaution oder der 
Vorlage der in Artikel 5 angegebenen Bescheinigung 
abhängig. 

Artikel 3 

1. Bei allen Einfuhren in die Gemeinschaft von Er- 
zeugnissen 

a) der Tarifstelle 12.01 B des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, 

b) der Tarif-Nummer 12.02 des Gemeinsamen 
Zolltarifs, 

c) der Tarifstellen 23.03 A II und 23.04 B des 
Gemeinsamen Zolltarifs, 

d) der Tarifstellen 23.07 B und C des Gemein- 
samen Zolltarifs mit einem Gewichtsanteil an 1. 
Eiweiß von 20 v. H. oder mehr, 

e) der Tarifstelle 12.10 B des Gemeinsamen 
Zolltarifs mit einem Gewichtsanteil an Eiweiß 
von 14 V. H. oder mehr 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 94 
vom-28. April 1970, S. 13 

12) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


ist eine „Eiweiß-Lizenz" vorzulegen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission das Verzeichnis der 
im ersten Absatz genannten Erzeugnisse ändern. 

2. Die in der gesamten Gemeinschaft gültige „Ei- 
weiß-Lizenz" wird von den Mitgliedstaaten 
jedem Antragsteller unabhängig von seinem Sitz 
in der Gemeinschaft ausgestellt. 

Die Ausstellung der „Eiweiß-Lizenz" ist von der 
Hinterlegung einer Kaution oder von der Vor- 
lage des in Artikel 5 bezeichneten Dokuments 
abhängig. 

Artikel 4 

Die in Artikel 2 und 3 genannte Kaution, deren 
Betrag je nach Erzeugnis verschieden sein kann, 
gewährleistet, in einer noch festzusetzenden Frist, 
die Einhaltung der Verpflichtung zum Ankauf einer 
bestimmten Menge denaturierten Magermilchpul- 
vers bei einer Interventionsstelle. 


Artikel 5 

Der Ankauf von denaturiertem Magermilchpulver 
wird durch Vorlage eines einem Gemeinschaftsmu- 
ster entsprechenden Dokuments nachgewiesen, das 
von der Interventionsstelle ausgestellt wird, bei 
dem das Erzeugnis gekauft wurde. 

Artikel 6 

Bei der Festsetzung des Verkaufspreises für das 
Magermilchpulver wird insbesondere der Nichtan- 
wendung der in Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 vorgesehenen Beihilfenregelung Rech- 
nung getragen. 

Artikel 7 

Die Denaturierung des Magermilchpulvers erfolgt 
durch die Interventionsstelle, die das Erzeugnis 
gemäß Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 angekauft hat. 

2, Es werden Maßnahmen ergriffen, die zur Versor- 
gung der Interventionsstellen erforderlich sind, 
die nicht über ausreichende Bestände verfügen. 
Die Interventionsstellen, welche über solche Be- 
stände verfügen, nehmen die Fracht vor. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. Februar 1976 - 1/4 - 680 70 - E ~ Ma 46/76: 

Der abgeänderte Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 17. Februar 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Der ursprüngliche Verordnungsvorschlag wurde mit meinem Schreiben vom 22. Januar 1976 - 1/4 - 680 70 - 
E - Er 24/76 - zugeleitet. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem abgeänder- 
ten Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 8 

Die Durchführungsbestimmungen zu den vorstehen- 
den Artikeln werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG oder der 
entsprechenden Artikel der Verordnungen über die 
gemeinsamen Marktorganisationen für die betref- 
fenden Sektoren erlassen. Diese Bestimmungen tra- 
gen der Notwendigkeit Rechnung, daß eine wirk- 
same Kontrolle der Regelung sichergestellt wird. 

Artikel 9 

1. Die Interventionsstellen, in deren Besitz sich die 
in Artikel 7 Abs. 2 bezeichneten Erzeugnisse 
befinden, setzen den Wert der Mengen Mager- 
milchpulver in dem in Artikel 3 Abs. 2 Buch- 
stabe b der Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 ge- 
nannten Konto bei den Ausgängen mit Null ein. 
Die Interventionsstellen, welche die Lieferung 
gemäß Artikel 7 Abs. 2 übernehmen, setzen den 
Wert der zur Lieferung übernommenen Mager- 
milchpulver in dem im ersten Absatz genannten 
Konto bei den Eingängen mit Null ein. 

Die Frachtkosten für die in Artikel 7 Abs. 2 
genannten Mengen des Erzeugnisses gehen zu 


Lasten des in Artikel 3 Abs. 2 Buchstabe b der 
Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 genannten Kon- 
tos. 

2. Die verfallenen Kautionen werden von den 
Interventionsausgaben abgezogen, für die im 
Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 kein 
Betrag je Einheit festgesetzt ist. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel können nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen wer- 
den. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 15. März 1976 in Kraft. 

Sie ist auf die in Artikel 2 genannten Erzeugnisse, 
für die die Kaution gestellt oder für die die in Arti- 
kel 5 genannte Bescheinigung vor dem 16. Oktober 
1976 vorgelegt wurde, und auf die in Artikel 3 
genannten Erzeugnisse anwendbar, die von dem 
gleichen Datum eingeführt wurden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 




